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Entſcheidungen der politiſchen Bezirksbehörde über die Frage der Nothwendigkeit der 
Bringung des Holzes über fremde Gründe (§ 24, Alinea 2 des Forſtgeſetzes) un⸗ 
terliegen der Anfechtbarkeit durch Recurs; dieſer Recurs hat Suſpenſiv⸗Effect. 

Ueber die Berechtigung einer Gemeinde zum Beſchluſſe auf Einhebung einer Umlage 
zu der bei der „Erzeugung“ zu entrichtenden Verzehrungsſteuer (Bierum lage) 
iſt im geſetzlichen Inſtanzenzuge zu entſcheiden. 

Wenn auch die Landesſtelle in erſter Inſtanz die Triftbewilligung erthellt (§ 26, Altnen 
2 des Forſtgeſetzes), ſo entſcheidet doch die Bezirksbehörde über die durch die 
Triftung entſtandenen Schäden. 

Bezüglich der letztinſtanzlichen Competenz bei Flößereiangelegenheiten. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die autonome Verwaltung in Galizien. 


In der ſehr gediegen redigirten Krakauer Monatsſchrift „Prze⸗ 
glond polski“ hat der Obmann der Krakauer Bezirksvertretung Graf 
Stanislaus Mieroszowski einen längeren Aufſatz über die gali⸗ 
ziſche Autonomie veröffentlicht, den wir in ſeinen Grundzügen 
hiemit reproduciren. 

Niemand wird es in Abrede ſtellen — heißt es im Eingange — 
daß in Galizien bezüglich des Standes der Landesangelegenheiten eine 
allgemeine Enttäuſchung vorherrſcht. Die Arbeiten und Geſetze des 
Landtages werden einer mitunter herben Kritik unterzogen. Die kurze 
Dauer der Landtagsſeſſton bietet keinen hinreichenden Entſchuldigungs⸗ 
grund dafür, daß dasjenige, was von dem Landtage beſchloſſen wird, 
nicht zur Zufriedenheit der Bevölkerung ausfalle. Uebrigens fehlt es 
nicht an Beweiſen, daß die öffentliche Meinung den Beſchlüſſen des 
Landtages zumeiſt beipflichtet. Es wurden ja bekanntlich verſchiedene 
Fragen, ſo die Vereinigung der Gutshöfe mit den Gemeinden, die Bildung 
von Collectivgemeinden, ja ſogar minder wichtige Angelegenheiten, wie die 
Frage über den Modus der Geſchäftseintheilung in den Bezirksausſchuſſen, 
lange Zeit bevor ſie im Landtage zur Sprache kamen, in der Tagespreſſe 
einer gründlichen Erörterung unterzogen. Wenn demnach dasjenige, was 
gegenwärtig ſo hart beurtheilt wird, wie z. B. der Dualismus in den Be⸗ 
hörden, der Landesausſchuß und die Bezirksvertretungen, wenn all' 
dieſe Inſtitutionen nicht Lieblingsgegenſtände des ganzen Landes ge⸗ 
weſen wären, wenn man ſich dieſelben nicht als Sinnbild der Voll⸗ 
kommenheit vorgeftellt hätte, es hätte wahrlich dem Landtage nicht 
an dem Muthe gefehlt, es auszusprechen, daß alle dieſe Erfindungen 
für uns nachtheilig ſein, daß ſie keine Organiſirung des Landes, ſon⸗ 
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Landtag, noch die Publieiſtik, noch die öffentliche Meinung vermögen 
die Verantwortlichkeit von ſich abzuwälzen, daß wir ſolche und nicht 
andere Inſtitutionen beſitzen, und da die Motive unſerer Handlungs⸗ 
weiſe die beſten waren, fo können wir mit um fo reinerem Gewiſſen, 
getreu den Grundſätzen errare humanum est und experientia docet, 
die Mängel unſerer Inſtitutionen in objectiver Weiſe darlegen. 

Unſer geſammter Verwaltungsorganismus beruht auf der An⸗ 
wendung und Entwicklung des Princips, daß der Staat nur den 
unentbehrlichen Obliegenheiten ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden hat, 
ohne ſich um die anderen Geſchäfte — obſchon ſie gleichfalls der öffent⸗ 
lichen Verwaltung angehören — zu bekümmern. Daraus reſultiren 
die beiden von einander ſo verſchiedenen Gruppen von Behörden, die 
Regierungs⸗ oder landesfürſtlichen und die Landesbehörden. Da die 
letzteren zum Theile auch die landesfürſtlichen Behörden unterſtützen 
oder vertreten müſſen, ſo zerfällt ihr Wirkungskreis in den eigenen 
und den übertragenen. Die Errungenſchaft ſolcher aus der Wahl her⸗ 
vorgegangener Behörden zur Erfüllung der Obliegenheiten des eigenen 
Wirkungskreiſes bildet eben jene berühmte, vor kurzem noch ſo heiß 
erſehnte, ſo ideal erträumte Autonomie. 

Wo aber finden wir das Kriterium zur Beurtheilung, ob irgend 
eine adminiſtrative Thätigkeit in den einen oder anderen Wirkungs⸗ 
kreis fällt? Dieſer Cardinalpunkt wurde bisher nie erläutert, und in 
der Regel mannigfach gedeutet. Nur in Nordamerika und England 
pflegt die Bevölkerung in vielen Angelegenheiten nicht an den Schutz 
und die Fürſorge der Regierung zu appelliren, ſondern deren Erledi⸗ 
gung den Intereſſenten zu überlaſſen. Man argumentirt daſelbſt Folgen⸗ 
des: Der Regierung muß es gleichgiltig ſein, welchen Arzt ich mir 
nehme. Iſt er ſchlecht, ſo erlangt er keine verbreitete Praxis. Iſt er 
aber gut, ſo darf man ihm das Prakticiren nicht verbieten, wenn er 
ſich auch mit den nöthigen Studien und Prüfungen nicht auszuweisen 
vermag. Ebenſo ergeht es den Schulen. Die Eltern werden ſchon 
ſelbſt jene Schulen aufſuchen, die ihnen für die Erziehung der Kinder 
nothwendig erſcheinen. Daher kommt es, daß die Amertkaner ſogar 
Univerſitäten auf Actien gründen. Und die Perſonen⸗Poſten? wo fie 
nöthig ſind, da werden ſie von ſelbſt entſtehen, wo ſie überflüſſig 
ſind, wozu ſie dort errichten? Andere Länder beurtheilen anders die 
Aufgaben der Regierung. Wir fordern, daß die Behörden die Sicher⸗ 
heits⸗, Sitten⸗, Geſundheits⸗, Baus, Feuer, Marktpolizei überwachen 
und außerdem auch den Gemeinde-, Vermögens-, Armen⸗, Wohlthaͤtig⸗ 
keits⸗, Spital, Schul⸗ und Kirchenangelegenheiten ihre ungetheilte 
Aufmerkſamkeit zuwenden mögen. Es würde unſeren Begriffen und 
Vorſtellungen widerſprechen, daß alle Eonfeſſionen, ſelbſt die neu 
improviſirten Religionen, in gleicher Weiſe geſtattet, aber auch in 
gleicher Weiſe jedes Schutzes und jeder Dotation entkleidet, vielmehr 
zur Einhebung einer Eintrittsgebühr in die Kirche zur Beſtreitung 
der Ausgaben gezwungen wären. 

Die Scheidelinie zwiſchen dem eigenen und übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſe hat ſich ſchädlich erwieſen, ja konnte nicht einmal conſequent 
durchgeführt werden Wenn wir für Bezirksangelegenheiten einen von 


dern eher eine Desorganiſirung heraufbeſchwören werden. Weder der der Bezirksvertretung gewählten Bezirksausſchuß und für Lan⸗ 
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desangelegenheiten einen von der Landesvertretung oder vom Landtage! Ausſchüſſe berathender Körperſchaften, zur Erledigung von adminiſtra⸗ 


gewählten Landesausſchuß haben, warum beſitzen wir nicht für 
Reichsangelegenheiten einen von der Reichsvertretung oder vom Reichs⸗ 
rathe gewählten Reichsausſchuß? Iſt das unmöglich? Weshalb? 
Sollte hier die Conſequenz zu einem argumentum ad absur- 
dum führen? 

In einer gut adminiſtrirten Gemeinde macht ſich der Dualis⸗ 
mus nicht fühlbar, weil die Arbeitseintheilung nur in der Theorie 
beſteht, denn in der Praxis verrichtet ein und derſelbe Magiſtrat alle 
Obliegenheiten, ob ſie nun in den einen oder anderen Wirkungskreis 
gehören. Auch nach oben concentrirt in ſich das Miniſterium beide 
Wirkungskreiſe, denn es verwaltet die Staatsſchulen, die Univerſitäten, 
Spitäler und alle dieſe Agenden, welche den Gegenſtand der Thätig— 
keit eines Reichsausſchuſſes bilden würden. es verwaltet dieſelben zu⸗ 
gleich mit den Finanzen, der Juſtiz, den Armenangelegenheiten u. |. w. 
Nur in dem Bezirke beſteht neben der Bezirkshauptmannſchaft der 
Bezirksausſchuß, in dem Kronlande neben der Statthalterei der Lan⸗ 
desausſchuß. In dieſen beiden Juſtanzen beſteht alſo der Dualismus, 
dieſen beiden Inſtanzen gelten die faſt allgemeinen Klagen. 

Als die wichtigſte Urſache dieſer Klagen kann die Machtloſigkeit 
der autonomen Behörden und der Aufſchub der Amtsgeſchäfte ange— 
ſehen werden. Dieſe Klagen ſind nicht nur begründet, ſondern es gibt 
auch gegen die gerügten Mängel keine Abhilfe, jo lange der Dualiö- 
mus beſtehen iR Beide Gruppen von Behörden können nicht 
über dieſelben Attributionen, über dieſelbe Executive verfügen, denn 
ein ſolcher Zuſtand würde ein Chaos bedingen. Die Executivgewalt 
kann man nur an Einen übertragen. Sie wird ſelbſtverſtändlich dies⸗ 
falls ausſchließlich in die Attribute der landesfürſtlichen Behörde fallen 
und die autonomen Behörden wären gezwungen, die erſtere um die 
Exequirung ihrer Verfügungen anzugehen. Aber der Bezirkshauptmann 
und der Statthalter ſind für ihre Handlungen verantwortlich. Sie 
werden daher nur dasjenige ausführen, was ihrer Ueberzeugung und 
ihren Begriffen über die Verantwortlichkeit entſpricht. Daher unterliegt 
die Amtirung der autonomen Behörde in gewiſſer Beziehung der 
Cenſur und Approbation der landesfürſtlichen Behörden, während die 
Machtloſigkeit, welche das charakteriſtiſche Merkmal der autonomen 
Behörden bildet, ſie in hohem Grade in der öffentlichen Meinung 
discreditirt. Der Vorſchlag z. B. des Landesausſchuſſes, wonach die 
Bezirkshauptmannſchaft zu den Sitzungen des Bezirksausſchuſſes ihren 
Vertreter zu entſenden hätte, damit er nöthigenfalls gegen mißliebige 
Beſchlüſſe ſein Veto einlege, und damit folgerichtig alle nicht ſiſtirten 
Verordnungen des Bezirksausſchuſſes auf die nöthige Execution der 
Bezirkshauptmannſchaft rechnen könnten, dieſer Vorſchlag iſt nicht nur 
nicht geeignet, die Sachlage zu verbeſſern, ſondern vielmehr — durch 
die Unterordnung der Bezirksausſchüſſe unter die Controle eines Be⸗ 
anten der Bezirke hauptmannſchaft — geeignet ihr Anſehen jo herabzuſetzen, 
daß die ohnehin ſchon ſehr geringe Anzahl von thätigen Arbeitern 
auf dem Gebiete der Autonomie immer mehr abnehmen müßte. 


Das ganze Syſtem iſt ſonach mangelhaft und bedarf einer‘ 


radicalen Aenderung. Aber es ziemt ſich nicht die Autonomie zu 
opfern. Wir mißbrauchen dieſes Wort, denn es bedeutet: eine eigene 
Regierung, ein eigenes Recht beſitzen. Jedes freie Land hat ſeine Au⸗ 
tonomie, man ſpricht aber nicht davon, eben ſo, wie es uns nicht 
einfällt noch insbeſonders hervorzuheben, daß Jeder von uns in Proſa 
und nicht in Verſen ſpricht. Um beſondere Antonomie kann es ſich 
nur dort handeln, wo der Föderalismus beſteht. Einzelne nordameri⸗ 
kaniſche Staaten, einzelne Cantone in der Schweiz konnen eine grö⸗ 
ßere oder geringere Autonomie beſitzen. Norwegen kann von Autonomie 
Schweden gegenüber reden. In Cisleithanien hingegen, welches ein 
gemeinſames, dem Reichsrathe verantwortliches Miniſterium mit einem 
Parlamente befigt, das den geſetzgebenden Körper für alle in demſelben 
vertretenen Länder bildet, ſcheint es uns nicht logiſch zu ſein, wenn 
man von Autonomie ſpricht. Man möge übrigens mit dem Namen 
„Autonomie“ die in der galiziſchen Landtagsreſolution enthaltenen 
Forderungen belegen. Aber wir können es kaum faſſen, daß dasjenige, 
was wir neben den landesfürſtlichen, mit der Executive ausgeſtatteten 
Behörden beſitzen, daß jene für gewiſſe Verwaltungsagenden gewählte 
unentgeltliche und machtloſe Behörde mit ihrer complicirten und dua⸗ 
liſtiſchen Organiſirung — als Autonomie gelten ſollte. 

Wir gehen in unſern Betrachtungen von der Ueberzeugung aus, 
daß die legislativen Functionen von den adminiſtrativen und dieſe 
wieder von den judiciellen ſorgfältig geſchieden werden müſſen. Alle 


tiven Agenden find eine Anomalie. Denn etwas anderes iſt es, au der 
Geſetzgebung Theil zu nehmen und etwas anderes eine Straße zu 
bauen oder ein Spital zu verwalten. Die Executivgewalt kann keine colle⸗ 
giale ſein. Sie muß ſich in den Händen einzelner Individuen concen⸗ 
triren und die unmittelbare und fortwährende Controle, der fie ſei⸗ 
tens einiger delegirten Aufſeher unterzogen wird, iſt nicht nur un⸗ 
praktiſch und ſchädlich, weil die ganze Thaͤtigkeit lahmlegend, ſondern 
ſchon deßhalb unmöglich, weil dieſes ſyſtematiſche Mißtrauen dem An⸗ 
ſehen der Behörden Abbruch bringen müßte. 


(Sortfegung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


a der politiſchen Bezirksbehörde über die Frage der 

Nothwendigkeit der Bringung des Holzes über fremde Gründe (§ ea, 

Alinea 2 des Forſtgeſetzes) unterliegen der Anfechtbarkeit durch 
Necurs. Dieſer Recurs hat Suspenſiv⸗Effect. 


Mit der Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft T. (in Süd⸗ 
Tirol) vom 9. Auguſt d. J. wurde der Holzhändlerin D. F. auf 
Grund eines unter Zuziehung der Parteien und zweier Sachverſtän⸗ 
digen gepflogenen Localaugenſcheines, die Bringung einer größeren 
Quantität Holz über drei Gründe der Gemeinde C. in Gemähheit 
des § 24 des Forſtgeſetzes gegen Erlag eines von den Sachverſtän— 
digen vorläufig mit zehn Gulden Oe. W. bemeſſenen Entſchädigungs⸗ 
betrages bewilligt. Gegen dieſe Bewilligung wurde von der Gemeinde 
C. rechtzeitig an die Statthalterei-Abtheilung in Trient der Recurs 
überreicht und in demſelben nicht nur die Nothwendigkeit der Brin⸗ 
gung des Holzes über die Gemeindegründe beſtritten, ſondern ſpeciell 
auch noch darüber Beſchwerde geführt, daß D. F. mit dem Holz⸗ 
transporte bereits begonnen habe, obgleich die Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft noch nicht in Rechtskraft erwachſen ſei. 

Von der Statthalterei-Abtheilung in Trient wurde nun zwar 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz der Hauptſache nach beftätigt, 
jedoch der Beiſatz hinzugefügt, daß, auch wenn es ſich hier nicht 
bloß um zwiſchen den Parteien ſtreitige Entſchädigungsanſprüche, 
ſondern vor Allem um die Entſcheidung der Frage handle, ob die 
Bringung des Holzes über die Gründe der Gemeinde C. überhaupt 
im Sinne des § 24 des Forſtgeſetzes nothwendig ſei, der letzte Abſatz 
dieſes Paragraphen hier nicht zur Anwendung kommen könne; die 
Bringung des Holzes hätte ſomit inſolange, als die Zuläſſigkeit dieſer 
Bringung nicht endgiltig entfchteden worden ſei, als illegal ſuspendirt 
werden ſollen, wie % dann auch weiterhin inſolange zu ſuspendiren 
ſein werde, als nicht die Friſt von vier Wochen ab intimato der 
Statthalterei⸗Entſcheidung zur Einbringung des Recurſes an das 
Ackerbauminiſterium verſtrichen oder der innerhalb dieſer Friſt ange⸗ 
brachte Recurs endgiltig entſchieden ſein wird. 

Die D. F., welche mittlerweile in der That mit der Bringung 
des Holzes ſchon begonnen hatte, recurrirte gegen dieſe Entſcheidung 
der Statthalterei⸗Abtheilung Trient an das Ackerbauminiſterium. Sie 
machte in dem Recurſe geltend, daß nach § 24 des Forſtgeſetzes gegen 
eine die Nothwendigkeit der Holzbringung über fremde Gründe aus⸗ 
ſprechende Entſcheidung der erſten Inſtanz gar kein Recurs 
möglich ſet, indem § 24 von einem Recurſe an die höheren politiſchen 
Inſtanzen nur dann ſpreche, wenn ſich die Parteien mit der durch 
die unterſte politiſche Behörde erfolgten vorläufigen Beſtimmung über 
die Entſchädigung nicht begnügen wollen Würde aber ſchon der 
Recurs dennoch für zuläſſig erkannt werden, ſo könne derſelbe nach 
dem letzten Abſatz des § 24 und nach der Analogie des § 42 des 
Forſtgeſetzes keine ſuspenſive Wirkung haben, indem nach dieſen Geſetz⸗ 
ſtellen die Bringung, beziehungsweiſe Triftung des Holzes, ſobald der 
vorläufig ausgemittelte Betrag erlegt iſt, nicht länger aufgehalten 


werden könne. 


Die Bezirkshauptmannſchaft T. beantragte bei Vorlage dieſes 
Recurſes deſſen Stattgebung, indem fie die von der Recurrentin ver⸗ 
ſuchte Auslegung der §§ 24 und 42 des Forſtgeſetzes als richtig an⸗ 
erkannte, wohingegen die Statthalterei⸗Abtheilung T. auf die Abwei⸗ 
ſung des Begehrens der Recurrentin den Antrag ſtellte. 

Das Ackerbauminiſterium fand nach dem letzteren Antrage unterm 


26. November 1870, 3. 6561 dem Necufe der D. F. keine Folge 
zu geben, wobei es von den nachſtehenden Erwägungen geleitet ward: 
„Der § 77 des Forſtgeſetzes ſagt ausdrücklich, daß, wer ſich durch 
eine in Gemäßheit dieſes Forſtgeſeges erlaſſene Verfügung einer unteren 
politiſchen Behörde gekränkt erachtet, hiegegen an die höhere politiſche 
Behörde den Reeurs ergreifen könne; hieraus folgt, daß auch gegen ein 
die Nothwendigkeit der Bringung von Waldproducten über fremde 
Gründe ausſprechendes Erkenntniß der unterſten politiſchen Behörde 
ein Recurs möglich ſei. Die Frage, ob dieſer Recurs ſuspenſive Wir⸗ 
kung haben könne oder nicht, kommt nach den allgemeinen politiſchen 
Vorſchriften zu beurtheilen. Nach dieſen ſteht aber, wenn es ſich um 
Parteiſachen handelt, im Allgemeinen die ſuspenſive Wirkung eines 
rechtzeitig ergriffenen Recurſes außer Zweifel, und auch das letzte 
Alinen des § 24 F. G. begründet hier keine Ausnahme von dieſer 
Regel, weil dasſelbe nur den hier nicht zur Anwendung kommenden 
Fall, daß ſich die Parteien über die Höhe der Entſchädigungsbeträge 
nicht einigen können, behandelt. Ju dieſem Falle ſoll (ebenfo wie nach 
§ 42 F. G. bei Triftbewilligungen) allerdings nach der auedrüd- 
lichen Beſtimmung des Geſetzes die Bringung des Holzes, ſobald nur 
der vorläufig ausgemittelte Betrag erlegt iſt, nicht weiter aufgehalten 
werden.“ En 28, 


Ueber die Berechtigung einer Gemeinde zum Beſchluſſe auf Ein⸗ 

hebung einer Umlage zu ber bei der „Erzeugung“ zu entrichtenden 

Verzehrungsſteuer (Bierumlage) iſt im geſetzlichen Inſtanzenzuge 
zu entſcheiden. 


Der Gemeinderath von N. hat in der Sitzung vom 7. De⸗ 
cember 1869 bei Feſtſtellung des Voranſchlages pro 1870 die Auf⸗ 
lage eines 20pereentigen Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer von Fleiſch 
und Bier beſchloſſen. Ueber Einſchreiten des Gemeindevorſtandes 
wegen Einhebung dieſes Zuſchlages durch die im § 87 des G. G. 
beſtimmten Organe wurde mit Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft dieſe 
Einhebung und beziehungsweiſe die Aufnahme dieſes Zuſchlags in die 
Steuervorſchreibungstabellen dem Steueramte aufgetragen, welches auch 
dieſen Zuſchlag zu Gunſten der Gemeinde von dem im herrſchaftlichen 
Bräuhauſe erzeugten Biere einhob. 

Die Herrſchaft N. führte aber in einer Eingabe an die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft an, daß bei Bemeſſung der Biererzeugungsſteuer 
durch das Steueramt 16 fl. 32 kr. als 20percentiger Gemeindezu⸗ 
ſchlag zugerechnet und eingehoben wurden und ſtellte das Anſuchen 
wegen Ruͤckſtellung des erwähnten Betrages und wegen Einleitung, 
daß dieſe Zurechnung künftighin nicht vorgenommen werde, einwen⸗ 
dend: daß von der Biererzeugung ein Gemeindebeitrag nicht zu 
entrichten kommt und daß das Bräuhaus mit anderen Gebäuden einen 
herrſchaftlichen Compler bildet, welcher nicht im Gemeindebereiche von 
N. liegt. 

Dieſem Geſuche um Befreiung von dem Gemeindezuſchlage zur 
Bierverzehrungsſteuer gab der Bezirkshauptmann keine Folge, weil 
gegen die Geſetzlichkeit der von der Gemeinde N. im Sinne des 
§ 80 des G. G.!) beſchloſſenen Einführung des fraglichen Gemeinde⸗ 
zuſchlags zur Verzehrungsſteuer und eventuell gegen die Einbeziehung 
dieſes herſchaftlichen Bräuhauſes zum Gemeindeverbande im Sinne 
des § 1 des Geſetzes über die Gutsgebiete, ſomit auch gegen die Ver— 
pflichtung zur Zahlung des Gemeindezuſchlages von der Bierverzeh— 
rungsſteuer im Sinne des 8 104 des G.⸗G. nichts eingewendet wer⸗ 
den kanu. 

Die Statthalterei hob den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid 
auf und ſprach aus, daß die Herrſchaft ungeſetzlicher Weiſe zur Zah⸗ 
lung des Gemeindezuſchlages zur Verzehrungsſteuer von ihrem Bräu⸗ 
hauſe verhalten worden ſei. Es ſtellte ſich nämlich heraus, daß in N. 
ein beſonderes Gutsgebiet beſteht, zu dem auch das Bräuhaus gehört, 
und da ſich der Wirkungskreis des Gemeinderathes nur auf das Ge⸗ 
meindegebiet erſtreckt und die Gemeinde bloß auf ihre Mitglieder 
Leiſtungen zu Gemeindezwecken auflegen kaun, ſo hätte ſich der vom 
Gemeinderathe beichloffene Gemeindezuſchlag zur Verzehrungsſteuer nicht 
auf ein zu einem Gutsgebiete gehörendes Beſitzthum erſtrecken können. 
Zur eigenen Benehmungswiſſenſchaft wurde dem Bezirkshauptmanne 
bekannt gegeben, „daß das Gemeindegeſetz die Berechtigung der Ge⸗ 


) Galiziſche Gemeindeordnung vom 12. Auguſt 1866. 
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meinden überhaupt zur Auflage von Zuſchlägen zu den Verzehrungs⸗ 
ſteuern, welche bei der Erzeugung von Getränken entrichtet werden, 
zweifelhaft erſcheinen laſſe und daß für ſolange, als dieſer Zweifel 
im Geſetzgebungswege nicht behoben fein wird, der Gemeinde nicht ge⸗ 
ſtattet werden kann, Gemeindezuſchläge zur Verzehrungsſteuer von Bier 
und geiſtigen Getränken einzuheben, falls ihnen die Bewilligung dazu 
TER durch ein Landesgeſetz im Sinne des § 81 des G. G. ertheilt 
wurde“. 

Der Gemeindevorſtand von N. wendete im Miniſterialrecurſe 
ein, daß die Behauptung der Statthalterei, die Gemeinde hätte dem 
Gutsgebiete einen Gemeindezuſchlag auferlegt, nicht richtig ſei; denn 
nur die Conſumenten im Gemeindebereiche werden durch dieſen Zu— 
ſchlag getroffen, indem die Herrſchaft, welche das in ihrem dortigen 
Bräuhauſe producirte Bier im Gemeindebereiche abgiebt, den Zufchlag 
in den Preis des Bieres einrechnen wird; belangend den eigenen 
Conſum der Herrſchaft, welcher bedeutend ſei, werde ſie hievon den 
Gemeindezuſchlag nicht zu entrichten haben; müßte ſich aber diesbe⸗ 
züglich der Controle der Gemeinde zu dem Zwecke unterziehen, damit 
ſichergeſtellt werden könne, wie viel von der Herrſchaft ſelbſt confu- 
mitt werde und welches Bierquantum zum Verbrauche im Gemeinde⸗ 
bereiche gelangt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. Geptember 
1872, 3. 9245 der Beſchwerde der Gemeinde N. keine Folge gege⸗ 
ben, die dem Bezirkshauptmanne zur Benehmungswiſſenſchaft hinaus⸗ 
gegebene Statthalterei⸗Belehrung dahin berichtigt, „daß, wenn Ge⸗ 
meinden zu der bei der Erzeugung zu entrichtenden Verzehrungsſteuer 
einen gleichzeitig mit der Steuer einzuhebenden Zuſchlag unter Be⸗ 
achtung der mit Rückſicht auf die Zuſchlagsziffer in der Gemeinde⸗ 
ordnung beſtimmten Competenzgrenzen beſchließen, ein ſolcher Beſchluß 
nicht von vorneherein und im Allgemeinen als geſetzlich unzuläſſig be⸗ 
zeichnet werden kann, ſondern vielmehr die Entſcheidung der Frage, 
ob der Gemeinderath durch einen ſolchen Beſchluß ſeinen Wirkungs⸗ 
kreis überſchritten oder gegen die Geſetze verſtoßen habe, dem Inſtanzen⸗ 
zuge vorbehalten bleiben muß“. L. 


Wenn auch die Landesſtelle in erſter Inſtanz die Triftbewilligung 
ertheilt (F 26, Alinea 2 des Forſtgeſetzes), fo entſcheidet doch die 
Bezirksbehörde über die durch die Triftung entſtandenen Schäden. 


Die Trifter G. S. und Genoſſen, welche von der Landesſtelle 
die Bewilligung zur Trift durch mehrere politiſche Bezirke erhalten 
hatten, wurden von derſelben Landesſtelle in erſter Inſtanz zum Er⸗ 
ſatze des durch Sachverſtändige abgeſchätzten Schadens, welcher an⸗ 
läßlich der Triftung und der damit verbundenen Inundation geſchehen 
war, verurtheilt. 

Das Ackerbauminiſterium fand dieſen Vorgang als gegen die 
Competenzvorſchriften verſtoßend. „Denn wenn auch die urſprüngliche 
Triftconceſſion, als über zwei politiſche Bezirke ſich erſtreckend, von 
der Landesſtelle ertheilt werden mußte, ſo folgt daraus per conse- 
quentiam keineswegs, daß die Entſcheidung über die durch die 
Triftung verurſachten Schäden auch der Landesſtelle zuſtehe. Eine 
innere Nothwendigkeit dazu liegt nicht vor, vielmehr wird die Be⸗ 
zirksbehörde (gleichſam als forum rei sitae) leichter erheben und ent⸗ 
ſcheiden und das Geſetz weist die in Frage ſtehende Entſcheidung 
den Landesſtellen nicht zu, wie dies aus §. 77 des Forſtgeſetzes, 
welches die Fälle, wo die Landesſtelle unmittelbar in erſter Inſtanz 
entſcheidet, genau aufzeichnet, hervorgeht“. (Entſcheidung des Ackerbau⸗ 
miniſteriums vom 15. Februar 1873, 3. 9978.) —e. 


Bezüglich der letztinſtanzlichen Competenz bei Flößereiange⸗ 
legenheiten. 


Falls es ſich um eine gewöhnliche Flößung gebundenen Holzes 
ohne Hülfe eigener Flößereigebäude — und nicht um eine eigentliche 
Holztrift im Sinne des § 26 des Forſtgeſetzes vom 3. December 
1852, das iſt um Schwemmung des Holzes in ungebundenem Zu⸗ 
ſtande oder um Flößung gebundenen oder ungebundenen Holzes mit 
Hülfe eigener Flößereigebäude — handelt, iſt mit Rückſicht auf den 


Miniſterfalerlaß vom 20. April 1861, R. G. Bl. Nr. 49 (vergleiche 


auch § 7 des Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1869, betreffend die der 
Reichsgeſetzgebung vorbehaltenen Beſtimmungen des Waſſerrechts) 
nicht das Ackerbauminiſterium, ſondern das Handelsminiſterium die 
competente oberſte Inſtanz. (Vergl. Entſcheidung des Ackerbauminiſte⸗ 
riums vom 8. Februar 1873, Z. 11.284.) —e. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 24. December 1872, Z. 15.885, betreffend 
Stempelfreiheit der Trauungsſcheine der dauernd Veurlaubten und Reſerve⸗ 
männer für Evidenzhaltungszwecke. 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz» und dem k. k. Landes vertheidigungs⸗ 
miniſterium beehre ich mich Eurer Hochwohlgeboren behufs entſprechender Belehrung 
der mit der Matrikenführung betrauten Organe zu eröffnen, daß die Trauungsſcheine, 
welche die dauernd Beurlaubten und Reſervemänner des k. und k. Heeres und der 
Kriegsmarine nach ihrer Verehlichung den Controlsverſammlungen im öffentlichen 
Intereſſe zum Behufe der Evidenzhaltung vorzulegen haben und welche von der Com⸗ 
miſſion zum Amtsgebrauche zurückbehalten werden, nach der T. P. 117 lit. M. des 
Geſetzes vom 9. Februar 1850 der Stempelpflicht nicht unterliegen. Bei Ausſtellung 
ſolcher Trauungsſcheine iſt aber nach der Anordnung des Abſatzes 5 der Vorecinne⸗ 
rungen zum Tarife des genannten Geſetzes an jener Stelle, an welcher das Stempel⸗ 
zeichen angebracht zu ſein pflegt, der Zweck der Urkunde mit den Worten: „Ausge⸗ 
fertigt für die militäriſche Evidenzhaltung“ anzugeben. 

Wenn hingegen zu dem genannten Zwecke Abſchriften allgemein giltiger 
Trauſcheine beigebracht werden, fo kommt denſelben die Stempelfreiheit nicht zu, weil 
nur folche Urkunden gebührenfrei zu behandeln find, welche zum Amtsgebrauche aus⸗ 
gefertigt werden und nicht in den Händen der Parteien bleiben. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 27. December 1872, Z. 9292, betreffend 
matrikulare Amtshandlungen bei Geburts⸗, Tauf⸗ und Sterbefällen der Alt⸗ 
katholiken. 


Nachdem von den ſogenannten altkatholiſchen Prieſtern fortan T auungen, 
dann Taufen, ſowie auch Einſegnungen von Leichen vollzogen werden und dabei die 
Frage ſich aufwirft, wieferne eine Eintragung dieſer Acte in die von den katholifchen 
Seelſorgern geführten Matriken zu geſchehen habe, beehre ich mich, Euerer ... zu 
eröffnen, daß die mit der Matrikenführung von Seite der Staatsgewalt betrauten 
katholiſchen Seelſorger nicht verpflichtet werden können, die von altkatholiſchen Prie⸗ 
ſtern vorgenommenen und zur Anzeige gebrachten Trauungen in die von ihnen ger 
führten Regiſter einzutragen. Es geht dies klar aus dem Erlaffe des Miniſters für 
Cultus und Unterricht ddo. 20. Februar 1872, Nr. 98 Pr. hervor. (Vgl. Nr. 12 
dieſer Zeitſchrift ex 1872 [die Red. ]). 

Anlangend die Geburts⸗, Tauf⸗ und Sterbefälle von Altkatholiken, obliegt es 
dem zur Führung der betreffenden Matriken legitimirten ordentlichen katholiſchen 
Seelſorger des Sprengels, in welchem die betreffenden Fälle ſich ergeben haben, dieſe 
einzutragen. 

Wollen deßhalb Ezere .... im allfälligen Vernehmen mit dem Ordinariate 
dafür in eutſprechender Weiſe ſorgen, daß dieſe Fälle, ſei es von den altkatholiſchen 
Prieſtern, ſei es von den Hebammen Todtenbeſchanern und Angehörigen dem ordent⸗ 
lichen katholiſchen Seelſorger eder doch der politiſchen Behörde unmittelbar oder im 
Wege des Gemeindevorſtandes angezeigt und dann in die katholiſchen Pfarrmatriken 
eingetragen werden. Sollten zu dieſem Behufe noch Erhebungen und Vernehmungen 
behufs der Sicherſtellung der entſcheldenden Daten nothwendig ſein, ſo ſind diefelben 
durch die polltiſche Behörde zu veranlaſſen. 


Erlaß des Miniſters des Junern vom 27. December 1872, Z. 14.933, betreffend 
die Beamthandlung der Eheſchließungsfälle der Alikatholiken, wo ein Ehehin⸗ 
derniß nach § 75 des a. b. G. B. vorlag. 


Im Nachhange zu dem Erlaſſe ddo. 20. Februar 1872, 3. 98, welchen der 
Minifter für Cultus und Unterrichi im Einverſtändniſſe mit den Miniſterien der 


Juſtiz und des Innern, betreffend die ſogenannten Altkatholiken, hinausgegeben hat, 
finde ich im Einverſtändniſſe mit den Miniſterien für Cultus und der Juſtiz 


Euere .. . anzuweiſen, die zu Ihrer Kenntniß kommenden Fälle von Eheſchließun⸗] 1-1 
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gen der Altkatholiken, denen das Ehehinderniß des § 75 a. b. G. B. entgegenſteht, 
in Gemäßheit des § 94 ebendaſelbſt dem zur diesfälligen Unterſuchung competenten 
Gerichtshofe mitzutheilen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Baurathe bei der n. ö. Statthalterei Emanuel 
Trojan taxfrei den Titel eines Oberbaurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergverwalter in Idria Peter Grübler tarfrei 
den Titel und Rang eines Bergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtmeiſter des k. k. Familienfondsgutes Mattig⸗ 
hofen Karl Reiniſch das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei dem königl. ungar. St. Stephan⸗Orden in 
Erledigung gekommene Kanzliſtenſtelle dem Präſidialſecretär im k. ungar. Miniſterium 
am Allerhöchſten Hoflager Dr. Johann Szarın verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seeretariatsadjuncten weiland Ihrer Majeſtät 
der Kaiſerin Karolina Auguſta, Hofconclpiſten Wenzl Ang mann den Titel und 
Rang eines Hofſecretärs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Chef der Handelsfirma Pierre F. Briaudeau in 
Nantes, Pierre Triſtan Briaudeau jun. zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Mappenarchivar zu Trieſt Geminian Ritter 
Comelli v. Stuckenfeld zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Finanzmini⸗ 
ſterium und Central⸗Mappenarchivar ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der böhmiſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Karl Meir ner zum Finanzrathe im Bereiche der genannten Finanz⸗Lan⸗ 
desbehörde ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtdirectionsconcipiſten in Wien Dr. Alfred 
Freih. v. Lilien au zum Poſtdirectionsſecretär ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtamtscontrolor in Zara Joſeph Maſſari 
zum Poſtamtsverwalter daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtdirectionsconcipiſten in Lemberg Johann 
La dos zum Poſtdirectionsſeeretär daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Guſtav Legler in Prag zum 
Poſtamtsverwalter in Marienbad und den Poſtcontrolor Heinrich Hackl in Prag 
zum Poſtcaſſeverwalter daſelbſt ernannt. 

Der Minifter für Cultus nnd Unterricht hat den Conceptsprakticanten der 
u. ö. Finanzprocuratur Armand Freih. v. Dumreicher zum Miniſterialconcipiſten 
im l. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Commiſſärsadjuncten der Generalinſpection der 
öſterr. Eiſenbahnen Eduard Swoboda zum Generalinſpectionscommiſſär zweiter 
Claſſe ernannt 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat dem CTonelpiſten der Statthalterei 
von Dalmatien Theodor Lee die beim Miniſterinm für Landesvertheidigung erledigte 
ſyſtemiſirte Miniſterialconcipiſtenſtelle verliehen. 


Erledigungen. 


Finanzwach⸗Com miſſärsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit 800 fl. Gehalt, bis 
Ende Februar. (Amtsblatk Nr. 38.) 

Ver waltersſtelle bei der Telegraphen⸗Hauptſtation in Salzburg mit 1200 fl. 
und gegen Caution, bis 24. Februar. (Amtsblatt Nr. 39.) 

Zwei Finanzeoncipiſtenſtellen der Laibacher Finanzdirection mit 700 fl. Ge. 
halt, bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 40.) e 

Bergarztesſtelle bei der Joachimsthaler Berg⸗ und Hüttenverwaltung mit 
a fl. Helen, und Reiſepauſchale von 600 fl. jährlich, bis 20. März. (Amtsbl. 
Nr. 43. . 
Finanzſecretärsſtelle bei der k. k. Finanzlandesdirection für Böhmen mit 1400 fl. 
Jahresgehalt, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 44.) 

Controloreſtelle bei den Stenerämtern in N.⸗O. mit 900 fl., eventuell 800 fl., 
gegen Cantion, bis 7. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Secretürs bei dem Bürger⸗ 
meiſteramte zu Troppau. 5 


Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchriebenen, mit den Nach⸗ 
weiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bisherigen praktiſchen Verwen⸗ 
dung der mit gutem Erfolge zurückgelegten jurtdiſch-politiſchen Studien und der ge⸗ 
ſetzlichen Befähigung für den politiſchen Staatsdienſt belegten Geſuche bis 1. April 
1873 hieramts einzubringen. 

Mit dieſen Dienftpoften it ein Jahresgehalt von 1000 fl. ö. W. nebſt einem 
hievon entfallenden 15percentigen Quartiergelde, dann die Penſionsfähigkeit, nach 
dem Penſtonsſtatute vom 16. December 1871 für die Beamten und Diener der Stadt⸗ 
gemeinde Troppau, dann deren Wittwen und Waiſen verbunden, wonach die Dienft- 
zeit vom Tage des beim Eintritte in den Communaldienſt abgelegten Dienſteides an 
gerechnet, und den aus dem Staatsdienſte unmittelbar und ohne Unterbrechung in den 
Dienſt der Stadtgemeinde übergetretenen Beamten die im Staatedienſte vollbrachte 
Dienſtzeit zum Behufe der Penſionsbemeſſung in ihre bei der Stadtgemeinde zuge⸗ 
brachte Dienſtzeit eingerechnet wird. 


Troppau, am 18. Fe: ruar 1873. 
Der Bürgermeiſter. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


